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Vitus H. Weh, Kurator und Konzeptionist des quartier21, schrieb kürzlich, es sei erstaunlich, dass die aktuelle „Diskussion um Depotflächen und Sammlungsbestände plötzlich allgemein ernst genommen wird. Als gäbe es […] nichts Interessanteres als die scholastische Ordnung verstaubter Dinge.“ (Der Standard vom 02.03.05). 
Die Diskussion ist nicht erstaunlich, sondern höchst an der Zeit. Claudia Haas, Gründerin des ZOOM-Kindermuseums und derzeit Konsulentin für Lord Cultural Resources Planing & Management, betont regelmäßig, dass die Quintessenz modernen Museums-Managements in der Herausarbeitung eines klaren Profils für die jeweilige Institution besteht (vgl. Der Standard vom 24. Mai 2003). Ohne Profil keine Positionierung, ohne Positionierung keine Attraktivität für BesucherInnen,  ohne Attraktivität für die BesucherInnen keine Sponsoren und ohne Sponsoren weniger Mittel für die Erfüllung der gesellschaftlichen Aufgaben der Museen.
Im Unterschied zu Kunsthallen sind bei Museen die jeweiligen Sammlungen integraler Bestandteil der Institution. Es ist daher bei Museen nicht möglich, über Profil und Positionierung zu sprechen, ohne die Sammlungen miteinzubeziehen. Die Bundesmuseen und ihre Sammlungen gehören der Republik Österreich. Es ist somit Aufgabe einer verantwortungsvollen Kulturpolitik (und nicht von Schröder, Seipl und Co.), die Sammlungen des Bundes so zu ordnen, dass das Management eines jeden Bundesmuseums auf dieser Grundlage ein klares Profil für sein Haus erarbeiten kann. 

Wenn ein privater Sammler seine Sammlungen 80 Jahre lang nicht neu ordnet und am Anfang des 21. Jahrhunderts seine Bestände noch nach der Einteilung der Wissensgebiete im 19. Jahrhundert aufstellt, so würde man ihn verschroben nennen. Wenn die Republik Österreich die menschliche Frühgeschichte noch immer im Naturhistorischen Museum ausstellt, die ägyptische und griechische Kultur im Kunsthistorischen Museum, die aztekische und japanische im Völkerkundemuseum und mitteleuropäische (Gegenwarts)Kulturen im Volkskundemuseum, so ist das nicht verschroben, sondern ein Skandal. Wenn  mehrere Kunstmuseen das gleiche sammeln und ankaufen, so ist das nicht ein „gesunder Wettbewerb auf dem Museumsmarkt“, sondern die gezielte Verschwendung von Steuergeld. Und wenn Renate Goebl schreibt, dass das Papier der Grünen von Wolfgang Zinggl „von vielen eher als Provokation, denn als seriöser Vorschlag aufgenommen wird“, dann ist das ein Armutszeugnis für den Zustand der musealen Debatte in Österreich.

Die Bundespolitik sollte Wolfgang Zinggls Vorschlag einer Neuordnung der Bundesmuseen umsetzen, denn dann hätte der Bund Museen mit konsistenten Sammlungen und somit die Basis für eindeutige Profile geschaffen:

· Österreich hätte endlich ein großes „Kulturenmuseum“ nach dem Vorbild der französischen und kanadischen musées de la civilisation. Die Bestände aus den unterschiedlichen kulturgeschichtlichen Sammlungen des Bundes könnten synchron und diachron miteinander in Bezug gesetzt werden. Die von Walter Benjamin geforderten „Schockerlebnisse“ bei Ausstellungsbesuchen wären an der Tagesordnung. Und Vitus H. Wehs Forderung nach einer spekulativen, anarchischen und libidinösen Sammlung wäre umgesetzt.

· Die neuen drei großen Kunstmuseen (KHM, Leopold, MUMOK) würden Sammlungen verwalten, mit denen sie in Österreich, in Europa und im weltweiten Museumswettbewerb unverwechselbar wären.
· Die Idee eines k.u.k. Museums ist in jeder Hinsicht zu unterstützen: Eine gezielte touristische und wirtschaftliche Verwertung des gesamten k.u.k. Kitsches ist ratsam. 
Wolfgang Zinggls Vorschläge gehen in dreierlei Hinsicht aber nicht weit genug:

· Erstens fehlen in seinen Überlegungen völlig die Bestände des Heeresgeschichtlichen Museums. Der aktuelle Zustand ist unerträglich und die Zuordnung dieses Kriegsmuseums zum Bundesministerium für Landesverteidigung ist kulturpolitisch inakzeptabel.

· Zweitens äußert sich Wolfgang Zinggl nicht zu den geringen Ankaufsbudgets der Bundesmuseen. Um insgesamt eine Erhöhung der Dotierung der Museen zu vermeiden (bzw. um eine derartige Erhöhung in Grenzen zu halten) wäre folgender Vorschlag überlegenswert: Das KHM (inkl.  Albertina), das Leopold Museum (inkl. Österreichischer Galerie) und das k.u.k Museum erhalten vom Bund überhaupt kein Ankaufsbudget mehr. Dafür wird das Ankaufsbudget des MUMOK massiv erhöht. Der Bund soll zeitgenössische Kunst unterstützen und nicht noch mehr ägyptische Mumien und Rembrandts kaufen.
· Drittens gibt Zinggl keine Antwort auf eine der schmerzlichsten Fehlstellen in der österreichischen Kulturlandschaft: Es gibt keine ausreichend dotierte Einrichtung für die Präsentation und Vermittlung von Zeitgeschichte. Hier ist nach wie vor Oliver Rathkolbs und Monika Sommers Konzept eines „demokratischen Omnibus-Ausstellungsmodells“ ohne fixen Ort und ohne fixer Sammlung am besten geeignet, um aktuelle zeit- und lebensgeschichtliche Fragestellungen zu beleuchten (wohingegen die nationalgeschichtlichen Ansätze von Manfred Rauchensteiner und Stefan Karner völlig veraltet erscheinen).
Zusammenfassend kann gesagt werden: Die Sammlungen gehören neu geordnet. Die Museen brauchen klarere Profile. Die derzeit verantwortlichen Kulturpolitiker stellen sich dieser Herausforderung nicht. Wolfgang Zinggls Vorschläge gehen in die richtige Richtung.
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